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1. Der Regierungsrat genehmigt den vorgelegten Briefentwurf an das Eid-
genössische Justiz- und Polizeidepartement (EJPD). 

 

Begründung 
Mit der vorliegenden Teilrevision der eidgenössischen Zivilstandsverordnung 
und der daraus resultierenden Anpassung der dazugehörigen Gebührenver-
ordnung können verschiedene kleinere und grössere praxisrelevante Anpas-
sungen vorgenommen werden. Insbesondere die administrative Bereinigung 
von Zivilstandsdaten, die Anpassung des Standardzeichensatzes, die Ab-
schaffung des Bürgerrechtserfordernisses für Zivilstandsbeamte und die 
Möglichkeit, bei personellen Engpässen Bereinigungen durch Zivilstandsbe-
hörden anderer Kantone vornehmen zu lassen, erleichtern die Arbeit der 
rechtsanwendenden Behörden und steigern die Effizienz in verschiedenen 
Bereichen. Die vorgesehenen Anpassungen werden begrüsst.  
 

                                                                                           

 

 


